
Erfahrungen der lokalen Gesundheitsbehörden  
in Deutschland mit dem Krisenmanagement während  
der COVID-19-Pandemie in den Jahren 2020 – 2022

Einleitung
Im Winter 2019/2020 wurde die Weltgesundheits-
organisation (WHO) auf ein vermehrtes Auftreten 
viraler Lungenentzündungen in der Region Wuhan 
in China aufmerksam. Die chinesischen Gesund-
heitsbehörden erklärten, dass das lokale Krankheits-
geschehen auf einen bisher unbekannten Subtyp 
 eines Coronavirus zurückzuführen sei. Nachdem 
am 13. Januar 2020 in Thailand der erste Fall außer-
halb Chinas bekannt wurde, wurden weltweit zu-
nehmend Infektionen mit dem neuartigen Virus 
 diagnostiziert. Trotz internationaler Zusammen-
arbeit und  Eindämmungsmaßnahmen, um die Ver-
breitung der Infektionen zu begrenzen, konnte das 
Severe Acute Respiratory Syndrome Coronavirus 
Type 2 (SARS-CoV-2) die Coronavirus Disease 2019- 
(COVID-19-)Pandemie auslösen.1 Die erste infizier-
te Person in Deutschland wurde am 27. Januar 2020 
in Bayern bestätigt.

In Deutschland waren die Einrichtungen und Behör-
den des Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) 
u. a. für die Umsetzung der „Containment-Strategie“, 
also der Infektionseindämmung zuständig.2 Umfas-
sende Aufgaben bei der praktischen Pandemiebe-
wältigung kamen vor allem den Gesundheitsbehör-
den auf der Lokalebene zu. Zu ihren Aufgaben zähl-
te z. B. das Fall- und Kontaktpersonenmanagement, 
zudem standen sie im direkten Kontakt zur Bevölke-
rung.2,3 Die Ausgestaltung der Aufgaben unterlag im 
Verlauf der Pandemie zahlreichen Änderungen, da 
die bundes- und landesrechtlichen Vorgaben und 
die Empfehlungen des Robert Koch-Institutes (RKI) 
 dynamisch an die Infektionslage und den wissen-
schaftlichen Erkenntnisstand angepasst wurden. 

Die Reaktion auf die COVID-19-Pandemie stellte für 
den ÖGD eine schwere Krisensituation dar. Die Ent-
stehung weiterer Pandemien, Epidemien oder ande-
rer gesundheitlicher Gefahrenlagen ist in Zukunft 
nicht auszuschließen. Umso wichtiger ist das schnel-
le und zielgerichtete Ergreifen geeigneter Bewäl-

tigungsmaßnahmen. Die Strukturen hierfür müs-
sen im Vorfeld geschaffen werden. Während der 
Pandemie wurde die herausragende Bedeutung des 
ÖGD für die Bevölkerung in Deutschland, aber 
auch die Notwendigkeit zu dessen Stärkung deut-
lich.6 Jede Krisensituation erfordert eine Nachberei-
tung, in der das Krisenmanagement evaluiert wird.5

Die hier vorgestellte Studie hatte als Ziel, Erfahrun-
gen der lokalen Gesundheitsbehörden in den Jahren 
2020 – 2022 mit dem Krisenmanagement während 
der COVID-19-Pandemie darzustellen. Abgefragte 
Themenkomplexe waren z. B. die Krisenplanung vor 
der Pandemie, genutzte Strukturen und Ressourcen 
in der Krisenbewältigung sowie Bedarfe bei der 
Kommunikation mit der Bundes- und Landesebene.

Methodik
Im Oktober 2022 wurde retrospektiv eine struktu-
rierte, schriftliche Online-Befragung für die Jahre 
2020 bis 2022 durchgeführt. Zielgruppe waren Mit-
arbeitende der Managementebene in lokalen Ge-
sundheitsbehörden in Deutschland. Die Befragung 
fand über die Erhebungsplattform „VOXCO“ statt. 
Die erhobenen Daten hatten keinen Personen- oder 
Behördenbezug. Eine Zuordnung zu Bundeslän-
dern oder Kommunen erfolgte nicht. Ein schrift-
licher Datenschutzantrag wurde durch das RKI be-
willigt. Die Befragung umfasste 29 Items zu den Be-
reichen „Krisenplanung vor der Pandemie“, „Auf-
bauorganisation“, „Ablauforganisation“, „Personal“, 
„Normalbetrieb“ „externe Krisenkommunikation“ 
und „Evaluierung“. Die Inhalte der Befragung wur-
den mithilfe vorhandener Leitfäden zum Krisenma-
nagement in Behörden und zur Bewältigung von 
Pandemien ausgewählt, die durch das RKI, das Bun-
desinstitut für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe (BBK) und die Akademie für Öffentliches 
Gesundheitswesen in Düsseldorf (AÖGW) kosten-
frei und öffentlich zugänglich zur Verfügung ge-
stellt werden.2,3,5,7–9 
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Die Einladung zur Umfrage erfolgte per E-Mail über 
die Landesgesundheitsbehörden an die lokalen Ge-
sundheitsbehörden. Die erhobenen Daten wurden 
größtenteils mit R und Microsoft Excel deskriptiv 
ausgewertet. Freie Textantworten wurden mittels  
Inhaltsanalyse nach Mayring mit induktiver Katego-
rienbildung analysiert.

Ergebnisse
Ausgewertet wurden die Antworten von 92 vollstän-
dig ausgefüllten Fragebögen, was knapp 25 % aller 
lokalen Gesundheitsbehörden in Deutschland ent-
spricht. 

Krisenplanung vor der Pandemie
Zu Beginn der Pandemie lagen in etwas weniger als 
der Hälfte aller teilnehmenden Behörden Krisen-
pläne vor. In weiteren knapp 20 % der Behörden 
wurden zu Beginn der Pandemie Krisenpläne er-
stellt. Als Hilfestellung hierzu wurde am häufigsten 
der Nationale Influenza-Pandemieplan genutzt.2 In 
etwa 42 % der antwortenden Behörden waren in den 
fünf Jahren vor Pandemiebeginn praktische Krisen-
übungen durchgeführt worden.

Herausforderungen in den Krisenmanagement- 
Strukturen
Nahezu alle Behörden (96 %) bildeten zu Beginn 
der Pandemie behördeninterne Krisenstäbe. In die-

sen war, wie in Abbildung 1 dargestellt, fast immer 
die Amtsleitung vertreten. Am seltensten waren In-
formationstechnik (IT)- und Datenschutzbeauftrag-
te an den Krisenstäben beteiligt.

Während der Pandemie sahen sich die Teilnehmen-
den mit zahlreichen Herausforderungen konfron-
tiert. Darunter fiel z. B. die Kommunikation der 
 lokalen Gesundheitsbehörden untereinander. Nur 
etwa 2 % der Teilnehmenden gaben an, dass sie an-
dere lokale Gesundheitsbehörden „gut“ zeitnah er-
reichen konnten. Fast zwei Drittel bewerteten die 
zeitnahe Erreichbarkeit anderer lokaler Behörden 
als „weniger gut“ oder „schlecht“. Am häufigsten 
wurden E-Mails für die Kommunikation unterein-
ander genutzt (92 %), spezielle Softwareprodukte 
kamen seltener zur Anwendung (15 %). 

Offene Bedarfe bei der Kommunikation  
mit den Bundes- und Landesebenen
Auch bei der Kommunikation mit den Bundes- und 
Landesebenen bestanden aus Sicht der lokalen Ge-
sundheitsbehörden offene Bedarfe, über die in frei-
en Textantworten berichtet wurde. Am häufigsten 
wurden die Verfügbarkeit von Ansprechpersonen 
aus den Bundes- und Landesbehörden sowie eine 
frühzeitigere Kommunikation sich ändernder 
Rechtsgrundlagen genannt. Die Teilnehmenden be-
richteten, dass sie rechtliche Änderungen häufig 
gleichzeitig mit der Presse, außerhalb der Dienst-
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Abb. 1 | In den Krisenstäben vertretene Organisationseinheiten nach Anzahl der Nennungen durch die Teilnehmenden.  
Erfahrungen lokaler Gesundheitsbehörden in Deutschland mit dem Krisenmanagement während der COVID-19-Pandemie in den 
Jahren 2020 – 2022.
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zeiten oder sehr kurzfristig vor deren Inkrafttreten 
mitgeteilt bekamen. Dies führte zu „erheblichen Pro-
blemen“ (Zitat) bei den erforderlichen Vorbereitun-
gen innerhalb der lokalen Gesundheitsbehörden. In 
diesem Zusammenhang kam es außerdem zu 
Schwierigkeiten bei der Kommunikation mit der 
Bevölkerung, die von „Unsicherheiten in der Bevölke-
rung“ bis zu „Beleidigungen und Bedrohungen […] ge-
genüber dem Personal der Gesundheitsämter“ reichten. 
Weiterhin wünschten sich die Teilnehmenden kon-
kretere Handlungsanweisungen und Vorgaben, 
eine stärkere Einbeziehung der lokalen Ebene in das 
Vorgehen der Bundesebene sowie den Ausbau digi-
taler Strukturen.

Personalbedarf und -verfügbarkeit
Für 83 % der Teilnehmenden stellten Personal-
management und -reserve eine der drei größten He-
rausforderungen bei der Pandemiebewältigung dar. 
In allen teilnehmenden Behörden wurde zusätzli-
ches Personal aus anderen internen Bereichen und 
externen Quellen herangezogen. Abbildung 2 zeigt, 
dass in fast allen Behörden Containment Scouts 
und Angehörige der Bundeswehr an der Pandemie-
bewältigung mitarbeiteten. Ebenso häufig wurde 
der Kinder- und Jugendgesundheitsdienst (KJGD) 
der Gesundheitsbehörden eingesetzt.

Obwohl in über 60 % der teilnehmenden Behörden 
in den arbeitsintensivsten Zeiten insgesamt jeweils 
über 100 Personen an der Pandemiebewältigung be-
teiligt waren, gaben die meisten der Teilnehmenden 
an, dass mehr Personal erforderlich gewesen wäre.

Normalbetrieb der lokalen  
Gesundheitsbehörden
Keine der befragten Behörden konnte während der 
Pandemie den Normalbetrieb vollständig aufrecht-
erhalten. In über 76 % der Behörden wurde der Nor-
malbetrieb höchstens zu geringen Teilen weiterge-
führt, wie in Abbildung 3 zu sehen ist. Am stärksten 
wurden nach Einschätzung der befragten Mitarbei-
tenden der Zahnärztliche Dienst (ZÄD) und der 
KJGD eingeschränkt.

Lokale Entwicklung eigener Lösungsstrategien
Insgesamt 63 der 92 Teilnehmenden formulierten 
freie Textantworten, in denen sie Beispiele guter 
Praxis der Pandemiebewältigung in ihrer Behörde 
nannten. Eine Übersicht bietet Abbildung 4, in der 
die meistgenannten Antworten durch eine induk-
tive Inhaltsanalyse zu zehn Kategorien zusammen-
gefasst wurden. Unter den häufigsten (n = 12) Gute- 
Praxis-Beispielen war die Entwicklung eigener Soft-
ware-Lösungen für das Fall- oder Kontaktpersonen-
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Abb. 2 | Bereiche, aus denen Personal zur Pandemiebewältigung herangezogen wurde, nach Anzahl der Teilnehmenden  
(Mehrfachantwort möglich). Erfahrungen lokaler Gesundheitsbehörden in Deutschland mit dem Krisenmanagement während 
der COVID-19-Pandemie in den Jahren 2020 – 2022.
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management. Ebenso oft wurde beschrieben, dass 
schnell und unkompliziert zusätzliches Personal 
zur Unterstützung beschafft werden konnte, wobei 
sich die genannten Personalquellen unterschieden. 
Weitere 12 Teilnehmende machten gute Erfahrun-
gen mit einer besonderen Aufbauorganisation, bei 
der die Pandemiebewältigung aus den übrigen Auf-
gaben ausgegliedert wurde. Häufig wurden diese 
ausgegliederten Corona-Teams in Funktionseinhei-
ten unterteilt, die jeweils für spezifische Aufgaben 
zuständig waren.

Diskussion
Die Befragung ermöglichte interessante Einblicke 
in die Krisenmanagement-Strukturen der lokalen 

Gesundheitsbehörden in Deutschland während der 
COVID-19-Pandemie, auch wenn sie keine reprä-
sentative Umfrage ist und auch nicht verschiedene 
Phasen der Pandemie getrennt betrachtet wurden. 
Die Teilnahmebereitschaft sowie die ausführlichen 
Rückmeldungen durch freie Textantworten spre-
chen für die Relevanz der Befragung für die Ziel-
gruppe. 

An mehreren Stellen wurde deutlich, dass die größ-
ten Herausforderungen für die lokalen Gesund-
heitsbehörden im Bereich Personal lagen. Die zahl-
reich genutzten Personalquellen und die Größe der 
Pandemieteams zeigten, wie umfangreich die prak-
tische Umsetzung der Containment-Strategie war. 
Die Befragung zeigt, dass die Mitarbeitenden der 
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Abb. 3 | Aufrechterhaltung des Normalbetriebs der Behörde neben der Pandemiebewältigung 
nach Einschätzung der Teilnehmenden. Erfahrungen lokaler Gesundheitsbehörden in Deutsch-
land mit dem Krisenmanagement während der COVID-19-Pandemie in den Jahren 2020 – 2022.
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lokalen Gesundheitsbehörden durch das Krisenma-
nagement und insbesondere bei der Bevölkerungs-
kommunikation hohen persönlichen Belastungen 
ausgesetzt waren. Sie entwickelten in vielen Berei-
chen gut funktionierende eigene Lösungen zur Pan-
demiebewältigung. Vor Ort mussten kurzfristig zu-
sammengestellte Pandemie-Teams verschiedener 
Fachhintergründe mit häufig über 100  Personen  
organisiert werden. Teilweise wurde juristisches 
Fachpersonal mit Erfolg in den Pandemie-Teams 
einbezogen. 

Die genaue Ausgestaltung der Aufbauorganisation 
der Teams wird in bisher verfügbaren Leitfäden 
kaum thematisiert und wurde nach Angaben der 
Teilnehmenden in den lokalen Behörden individuell 
umgesetzt. Ebenso musste die Ablauforganisation 
in jeder lokalen Gesundheitsbehörde einzeln ausge-
arbeitet und an die dynamische Situation angepasst 
werden.

Trotz enormer Aufstockungen reichten die perso-
nellen Ressourcen insgesamt nicht aus. Durch die 
Einbeziehung des Personals aus anderen Bereichen 
der Gesundheitsbehörden sahen etwa drei Viertel 
der Befragten den Normalbetrieb in ihrer Behörde 
stark eingeschränkt. Dass insbesondere der ZÄD 
und der KJGD durch die Einbeziehung des Perso-
nals in die Pandemiebewältigung stark einge-
schränkt wurden, stimmt mit Aussagen der Bundes-
verbände überein.21–23 Die langfristigen Auswirkun-
gen der reduzierten Arbeit in anderen Bereichen der 
Behörden können noch nicht abgesehen werden.

Weitere wesentliche Herausforderungen bestanden 
für die Teilnehmenden in Kommunikationsstruk-
turen, sowohl mit den Bundes- und Landesebenen 
als auch zwischen den lokalen Gesundheitsbehör-
den. Die Teilnehmenden machten deutlich, dass 
Vorgehensweisen der Krisenkommunikation sei-
tens der Bundes- und Landesebenen künftig ange-
passt werden sollten. Sie wünschten sich konkretere 
Handlungsanweisungen sowie mehr Zeit für die 
 eigene Ausgestaltung von Vorgehensweisen. Eine 
zeitnahe Erreichbarkeit untereinander war kaum 
gegeben. Die vorhandenen digitalen Strukturen der 
lokalen Gesundheitsbehörden waren nicht ausrei-
chend, um die für das Fall- und Kontaktpersonen-
management notwendige schnelle Kommunikation 

und den Austausch von Personendaten der lokalen 
Gesundheitsbehörden zu ermöglichen, so dass viel-
fach eigene Lösungen entwickelt wurden. Die Not-
wendigkeit besserer digitaler Vernetzung im ÖGD 
wird in verschiedenen Digitalisierungsprogrammen 
der Bundes- und Landesebene aufgenommen. Wäh-
rend der Pandemie wurde SurvNet erweitert und 
der Aufbau des Deutschen Elektronischen Melde- 
und Informationssystems für den Infektionsschutz 
(DEMIS) beschleunigt sowie zusätzliche Akteure 
angebunden. Personenbezogene Daten zu Fällen 
und Kontakten sollen im Meldewesen verbleiben. 
Um darüber hinaus den Austausch im ÖGD zu ver-
bessern, wird aktuell die Kollaborationsplattform 
„Agora“ aufgebaut, auf der sich lokale Gesundheits-
behörden informieren und austauschen können. 

Schlussfolgerung
Die durchgeführte Studie kommt zu dem Schluss, 
dass eine umfassende Stärkung des ÖGD erforder-
lich ist, um besser auf die Bewältigung zukünftiger 
Krisensituationen vorbereitet zu sein. Neben einer 
besseren Vernetzung der Behörden, die u. a. im Pakt 
für den ÖGD vorgesehen ist, ist auch eine Aufarbei-
tung der Krisenkommunikationsstrukturen zwi-
schen Bundes-, Landes- und Kommunalebenen not-
wendig. Die Bedürfnisse und Expertise der lokalen 
Ebene des ÖGD sollten von übergeordneten Behör-
den im nächsten Krisenfall stärker berücksichtigt 
werden. Insbesondere sollten zeitliche Abläufe der 
Kommunikation festgelegt werden, da kurze Vorbe-
reitungszeiten die lokalen Behörden zusätzlichem 
Druck aussetzten.  

In den lokalen Gesundheitsbehörden selbst sollten 
Nachbereitungen der Pandemie stattfinden. Ange-
bote der Bundesebene für das kommunale Krisen-
management sollten auf ihre Funktionalität geprüft 
werden und den lokalen Gesundheitsbehörden zu-
künftig besser bekannt gemacht werden. Die Kri-
senpläne sollten aktualisiert oder, wo nicht vorhan-
den, in Vorbereitung auf weitere Krisenfälle erstellt 
werden. In jeder Behörde sollte festgelegt werden, 
in welchen Bereichen der Normalbetrieb auch wäh-
rend Krisensituationen unbedingt aufrechterhalten 
werden muss. Mitarbeitende aus Bereichen, die zu-
erst eingeschränkt werden, können im Vorfeld häu-
figer und gezielter für Krisensituationen geschult 
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Details der Aufbau- und Ablauforganisation für die 
Krisenbewältigung in Gesundheitsbehörden sollten 
vor Eintreten der nächsten Krise genauer definiert 
werden, um den lokalen Behörden einen erhebli-
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nisse aus der Bewältigung der COVID-19-Pandemie 
in die Vorbereitung auf die nächste Krise einbauen 
zu können um dadurch tatsächlich die Krise als 
Chance zu sehen und an den Herausforderungen 
zu wachsen.
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